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Der II, Ausschußtrat den in dem Referate des Provinzial-Verwaltungsrathes
vom 28. Oktober 1886 niedergelegten Anschauungenin allen Theilen bei und beantragt:

Hoher Landtag wolle beschließen,es soll eine Prouinzialstraße von Habenichts
nach Eürten unter denselben Bedingungen und Modalitäten gebaut werdeu,
wie solche für den Straßenbau Wcrmelskirchen-Habenichtsvorgeschrieben wurden,
und soll dieselbe nach Fertigstellung auf den Provinzial-Straßenbaufonds über¬
nommen werden,"

Landtags-Marsch all: Ich eröffne über diesen Antrag des II. Ausschusses die Dis¬
kussion. — Es meldet sich Niemand zum Wort, ich schließe die Diskussion und bringe den Antrag
zur Abstimmung. Diejenigen, die dagegen sind, mögen sich erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag des Ausschusses ist einstimmigangenommen.
Meine Herren! Hiermit ist unsere heutige Tagesordnung erledigt. Heute Nachmittag

um 5 Uhr findet hier unser Festessenstatt, morgen Vormittag um 10 Uhr ist Sitzung des
Provinzial-Verwaltungswths, und Nachmittags um 5 Uhr, wie ich Ihnen schon gesagt habe, wird
wieder eine Plenarsitzungstattfinden. Ich werde die Tagesordnung an Sie noch vertheilen lassen. —
Herr Graf Beißel hat das Wort.

AbgeordneterGraf von Beißel: Ich möchte die Herren vom II. Ausschußbltten, uach
dieser Sitzung in dem Lesezimmer zusammen zu kommen, damit zwei Referate verlesen werden können.

Landtags-Marschall: Die Herren vom I, Ausschußtreten also in dem Zimmer des
Verwaltungsraths und die Herren vom II. Ausschuhim Lesezimmer zu einer Sitzung zusammen.

Die Sitzung ist geschlossen.
(Schluß der Sitzung 11'/4 Uhr.)

Siebente Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Donnerstag, den 18. November 1886.

Beginn: 5 Uhr Nachmittags.

Tagesordnung:

1. Referat des I. Ausschusses, betreffenddefinitive Anstellungder Sekretariats-Afsistentcn
bei der Nheinifchcn Provinzial-Fcuer-Societät. L. M. Nr. 2. Referent: Abgeordneter
Wolters.

2. Referat des I. Ausschusses, betreffend Abänderung des vom 31. Nheiuischeu Prouinzial-
Landtllge beschlossenenNachtrages zum Reglement der RheinischenProvinzial-Fcucr-
Societät. L. M. Nr. 3. Referent: AbgeordneterWolters.

8. Referat des I. Ausfchufses, betreffend einen XII. Nachtrag zu dein rebiuirten Reglement
der Rheinischen Provinzml - Feuer - Societät vom 1. September 1852. Referent:
AbgeordneterFreiherr von la Valette.
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4. Referat des I, Ausschusses,betreffend die Entgegnung des Direktors der Provinzial-
Feuer-Societät auf die Eingabe des Ausschussesdes Verbandes Deutscher Privat-
Feuer-Versicherungsgesellschaften.L. M. Nr. 72. Referent: Abgeordneter von Eynern.

5. Referat des I. Ausschusses, betreffend die Eingabe des Ausschussesdes Rheinisch-
WestfälischenFeuerwehrvcrbandeswegen der Feuerwehr-Unterstützungskasse. L. M. Nr, 41.
Referent: Abgeordnetervon Eynern.

6. Referat des I. Ausschusses, betreffendden Antrag des AbgeordnetenGrafen Wilderich
von Spee auf Ermächtigung zur Auszahlung der vom letzten Landtage conditionell
bewilligten 500N M. zur Hebung der Hausindustrie in den Eifelkreisen des Regierungs¬
bezirksAachen. L. M. Nr. 67. Referent: Abgeordneter Wolters.

7. Referat des II. Ausschusses,betreffend die Petition der Kreisstände des Landkreises
Aachen auf Uebernahmeder Aktienstraßevon Stolberg nach Iülich auf den Provinzial-
straßenbaufonds. L. M. Nr. 45. Referent: AbgeordneterFrings.

8 Referat des II. Ausschusses, betreffend die Petition auf Uebernahme der Aachen-
Stolberger Straße insoweit dieselbe innerhalb des LandkreisesAachen gelegen ist.
L. M. Nr. 46. Referent: derselbe.

9. Referat des II. Ausschusses, betreffend die Petition von Einwohnern zu Wolscheid
auf Herstellungeines Verbindungswegesvon dem Kempenich-Hambacher Communalweg
durch das Wolscheider Thal nach Niederdürrenbachzum Anschlußan die Vrohlstraße.
L. M. Nr. 79. Referent: AbgeordneterRöchling.

10. Referat des III. Ausschusses, betreffenddie Gesetzentwürfe:
a. über das Nangordnungsverfahren;
d. über das Hypotheken-Reinigungsverfahren;
o. über das Verfahren bei Theilungen und den gerichtlichen Verkauf von Immobilien.

Referent: der Vorsitzende des III. (Justiz) Ausschusses.

Landtags-Marfchall: Meine Herren! Die Sitzung ist eröffnet. Wir beginnenmit
Verlesung des Protokolls der vorigen Sitzung. (Geschieht.)

Ist gegen das Protokoll etwas zu bemerken?— Es ist dies nicht der Fall, ich erkläre
das Protokoll für genehmigt. Ich ersuche Herrn Freiherrn Eugen von Löe, das Protokoll der
heutigen Sitzung zu übernehmen. (Geschieht.)

Meine Herren! Ich habe Ihnen zunächst zwei neue Eingänge mitzutheilen, und zwar sind
dies Eingänge, insofern besondererArt, als sie heute Morgen vom Provinzial-Verwaltungsrath
beschlossenworden sind. Dieselben werden Ihnen noch heute Nachmittag, vielleicht in einer Stunde
in gedruckten Referaten zugehen. Diese Referate beschäftigen sich mit zwei Dingen, auf die wir
schon seit einiger Zeit mit Sorge hingeblickt haben, bei denen aber jetzt plötzlich die Zustände sich
als völlig unhaltbar gezeigthaben: wir müssen in den Irrenanstalten für weitere Raumbeschaffung
Sorge tragen und wir müssenhinsichtlich der HebammenlehranstaltIhnen einige Veränderungen
vorschlagen. Es wäre dem Verwaltungsmth viel lieber gewesen, wenn er diese Vorlagen früher
hätte an Sie gelangen lassen können, damit sie im ordentlichenLauf in einem Ausfchuß hätten
vorberathen werden können, es sind aber, wie ich Ihnen eben gesagt habe, in den letzten Tagen
ganz neue Dinge an uns herangetreten. Es wird Ihnen in den Referaten ausgeführt werden,
warum wir jetzt in der elften Stunde mit zwei Referaten des Verwaltungsraths direkt an Sie
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gehen, die entweder noch heute Abend, wenn sie fertig werden, oder an einem der nächsten Tage
direkt von einem Mitgliede des Provinzial-Verwaltungsraths Ihnen werden vorgetragen werden,
da eine Ausschußberathungnicht mehr vorhergehenkann. Ich nehme an, daß die Herren mit
dieser Behandlung der Gegenständeeinverstandensind, da sie ja wissen,daß der Verwaltungsrath
nur deshalb diesen Weg eingeschlagen hat, weil es dringend nothwendig für unsere Verwaltung
ist. Das eine Referat des Provinzial-Verwaltungsraths betrifft die Ueberfttllungder Irrenanstalten
und das andere Referat des Provinzial-Verwaltungsraths betrifft die baulichenZustände in der
Provinzial-Hebammenlehranstaltin Köln. Sodann habe ich wegen der Geschäftsvertheilungeine
Anfrage an Sie zu richten; es betrifft die morgige Sitzung. In dieser werden wir alle größeren
Fragen behandeln, also die Kreis- und Provinzialordnung, die Wahlen und alle die anderen
Hauptgegenstände, die wir noch zu erledigenhaben. Ich wollte fragen, ob es Ihnen recht ist,
daß wir morgen um IN Uhr anfangen und durchsitzen, bis wir unsere Arbeiten erledigt haben;
wir können ja hier frühstücken. Sind Sie damit einverstanden? (Zustimmung.)

Es wird so verfahren werden.
Meine Herren! Wir können jetzt in unfere Tagesordnung eintreten. Erster Gegenstand

derselben ist das Referat des I. Ausfchufses, betreffend definitive Anstellung der
Sekretariats-Assistenten bei der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät. Referent
ist der Herr AbgeordneteWolters.

(Der Vice-Landtags-Marfchall übernimmt den Vorsitz.)
Referent AbgeordneterWolters: Das Referat des I. Ausschusses,betreffenddefinitive

Anstellungder Sekretariats-Assistentenbei der RheinischenProvinzial-Feuer-Societät lautet:
„Der I. Ausschuß schlägt aus den in dem Referate vom Provinzial-Verwaltungs-

rathe niedergelegtenGründen dem hohen Provinzial-Landtage vor, den Antrag des
Provinzial-Verwaltungsrathes zu genehmigen und zu bestimmen, daß die bei der
Provinzial-Feuer-Societät beschäftigtenSekretariats-Assistentenmit Rücksicht darauf,
daß sie dieselben Dienstobliegenheitenzu erfüllen haben, wie die Sekretäre, den
letzteren — auch bezüglich der Anstellungs-Modalitätengleichgestellt werden, und daß
daher ihre definitive Anstellungebenfalls nach Maßgabe des §. 78 auf Vorschlagdes
Societäts-Direktors durch den Provinzial-Verwaltungsrath erfolgen kann."

Vice-Landtllgs-Marschall: Ich eröffne die Diskussion.— Es meldet sich Niemand
zum Wort, eine Abstimmung ist wohl nicht nöthig, ich nehme an, daß die Herren mit dem
Antrage einverstanden sind. — Der Antrag ist genehmigt. Der zweite Gegenstand der Tages¬
ordnung ist das Referat des I. Ausschusses, betreffend Abänderung des vom 31.
Rheinischen Provinzial-Landtage befchloffenen Nachtrages zum Reglement der
Rheinifchen Provinzial-Feuer-Societät. Referent ist ebenfalls der Herr Abgeordnete Wolters.

Referent AbgeordneterWolters: Das Referat des I. Ausfchufses, betreffend Abänderung
des vom 31. Rheinischen Provinzial-Landtage beschlossenen Nachtrags zum Reglement der
RheinischenProvinzial-Feuer-Societät lautet:

„Nachdembeim MinisteriumBedenkenwegen Genehmigung des am ?. Dezember
1885 beichlossenenNachtrags zum Reglementder Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät
entstanden sind, stimmt der I. Ausschußaus den im Referate aufgeführten Gründen,
dem Antrage des Provinzial-Verwaltungsrathes zu, welcher lautet:

Der hohe Landtag wolle beschließen, den am ?. Dezember 1885 beschlossenen
XI. Nachtrag zum revidirten Reglement der Provinzial-Feuer-Societät dahin zu
ändern, daß
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1. der Schlußsatz des §. 12 lautet:
„Die vorstehendenBestimmungen finden sämmtlich auf alle bei Erlaß
derselbenbestehenden Versicherungen,sofern die Versichertennicht binnen
4 Wochennach der im Amtsblatt erfolgten Publikation dieses Nachtrags
den Austritt aus der Societät anmelden, Anwendung,"

Sodann
2. den zu §. 72 beschlossenenZusatz zu streichen."

Vice-Landtags-Marschllll: Verlangt Jemand das Wort? — Es meldet sich
Niemand, eine Abstimmungist wohl auch nicht erforderlich,ich erkläre den Antrag des Ausschusses
für genehmigt.

Der dritte Gegenstand der Tagesordnung ist das Referat des I. Ausschusses,
betreffend einen XII. Nachtrag zu dem revidirten Reglement der Nheinifchen Pro¬
vinzial-Feuer-Societät vom 1. September 1852. Referent ist Herr Freiherr von la Nalette.

Referent Abgeordneter Freiherr von la Valette: Das Referat des I. Ausschusses,
betreffend einen XII. Nachtrag zu dem revidirten Reglement der NheinifchenProuinzial-Feuer-
Societät vom 1. September 1852 lautet:

„Nach dem Vortrage und eingehender Erörterung des Referates, betreffend
anderweite Organisation der Kassenverwaltung der Rheinischen Provinzial - Feuer-
Societät und Nachtrag zum Reglement derselben,durch den GeheimenNegierungsrath
und Direktor der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät, Herrn Seul, beschloß der
I. Ausschuß,die Vorlage on dloo anzunehmen, und beehrt sich, den hohen Landtag
zu bitten, er wolle

1. dem Entwürfe zu einen: XII. Nachtrag zu dem revidirten Neglement der
Nheinifchen Provinzial-Feuer-Societät vom 1. September 1852 die Zustimmung
ertheileil,

2. den Provinzial - Verwaltungsrath ermächtigen, diejenigen Aenderuugen dieses
Nachtrags in formeller und materieller Beziehung, welche behufs dessen Aller¬
höchster Genehmigungetwa erforderlich erscheinen sollten, Namens des Provinzial-
Landtages zu treffen."

Vice-Lllndtags-Marschall: Ich eröffne die Diskussion. — Es meldet sich Niemand
zum Wort, ich schließedie Diskussion. Eine Abstimmungwird wohl nicht verlangt, ich erkläre
den Antrag für genehmigt.

Vierter Gegenstandder Tagesordnung ist das Referat des I. Ausfchusses, betreffend
die Entgegnung des Direktors der Provinzial-Feuer-Societät auf die Eingabe
des Ausfchufses des Verbandes Deutscher Privat-Feuerversicherungsgesellschaften.
Referent ist der Herr Abgeordnetevon Evnern, derselbe fehlt aber.

(Abgeordneter Dietze: Ich habe es übernommen, das Referat für denfelben vorzutragen.)
Herr Dietze wird die Freundlichkeithaben, für Herrn von Eynern einzutreten.
Referent AbgeordneterDietze: Meine Herren! Das Referat betrifft die Entgegnung des

Direktors der Provinzial-Feuer-Societät vom 3. d. M. auf die an den Provinzial-Verwaltungs-
rath gerichteteEingabe des Ausfchussesdes Verbandes Deutscher Privat - Feuerversicherungsgesell¬
schaften vom 3. April d. I. Sie erinnern sich, meine Herren, daß aus Anlaß des 50 jährigen
Bestehens der Provinzial-Feuer-Societät eine Denkschrift von Seiten des Herrn Socictäts-Direktors
herausgegebenwurde. Diese Denkschrift ist namentlich in dein einen Punkte angegriffen worden,
daß die Provinzial-Feuer-Societät verpflichtetsei, die sämmtlichenVersicherungenin der Provinz
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zu übernehmen. Es hat ein Angriff auf den Verfasser dieser Denkschriftstattgefunden, und ist
feine Entgegnung Ihnen in einem Druckstück vorgelegt worden. Ich erlaube mir das Referat
darüber zu verlesen:

„Der Direktor der Provinzial-Feucr-Societät hat in einem an die Mitglieder
des hohen Landtages vertheilten Schreiben, ä. 6. Düsseldorfden 3. November 1886,
sich gegen diejenigen Angriffe gewendet,welche der Ausschußdes Verbandes deutscher
Privat-Feuernersicherungsgesellschaftenin einer an den Proviuzial-Verwaltungsrath der
Rheinprovinzgerichteten, den Mitgliedern des Landtages abschriftlich zugestellten Eingabe
vom 3. April 1886 gegen die Rheinische Societät und gegen den Provinzial-Landtag
versucht hat. Diese Angriffe, veranlaßt durch die vou dem Direktor Seul zum
50 jährigen Jubiläum der RheinischenSocietät geschriebene Denkschriftund den ganz
unabhängig von der letzteren durch den Provinzial-Landtag auf den Antrag des
AbgeordnetenFreiherr« von Loe gefaßtenBeschlußauf Erwirkung des ausschließlichen
Rechtes zur Immobilarversicherungfür die Prouinzial-Societät, sind hauptsächlich gegen
die Massigkeit und Berechtigungdieses Beschlussesund gegen die dem letzterenzu
Grunde liegendePflicht der Societät zur Annahme jeder Immobilarversicherung,von
welcher behauptet wird, daß sie überhaupt nicht bestehe, gerichtet.

Der I. Ausschuß, welchem die Prüfung der Angelegenheitüberwiesenworden
ist, hat in seiner heutigen Sitzung einstimmig anerkannt, daß die Pflicht zur Annahme
jeder Immobilarversicherungbei der Rheinischen Societät von jeher bestandenhat und
noch heute besteht,daß diese Pflicht in den Bestimmungendes Societäts-Reglements
ebensowohl,wie in der Aufgabe und in dem Charakter der Societät als eines dem
Gemeinwohl dienenden Provinzial-Institntes begründet ist und nicht aufgegeben werden
kann, daß aber hierin auch die Gewährung des ausfchließlichen Rechtes zur Immobilar¬
versicherung als eine nothwendigeConseauenz begründet ist.

Der I. Ausschußbeehrt sich deshalb, bei dein hohen Landtage folgende Erklärung
und Beschlußfassung in Antrag zu bringen:

„Indem der Provinzial-Landtag seine volle Zustimmung zu den Aus¬
führungen des Direktors Seul in seiner die Angriffe des Ausschussesdes
Verbandes Deutscher Privat-Fcuerversicherungs-Gesellschaftenzurückweisenden
Entgegnung vom 3. November1886 ausspricht, erklärt derselbewiederholt, daß
die Verleihung des Rechtes zur ausschließlichen Immobilar-Versichcrung an die
Provinzial-Feuer-Societät nothwendig und in der derselben obliegenden Pflicht zur
Annahme jeder Gebäude-Versicherungbegründet ist.

Der Provinzial-Landtagbeauftragtdeshalb den Provinzial-Verwaltungsrath,
die Gewährung dieses Rechtes in einer erneuten Eingabe unter Mittheilung
dieses Beschlusses bei der Königlichen Staatsregierung in Antrag zu bringen."

Nice-Landtags-Marschall: Ich eröffne die Diskussion.— Es meldet sich Niemand
zum Wort, ich schließe die Diskussion,ich darf wohl auch hier annehmen, daß der ganze Landtag
mit dem Referate einverstandenist. (AbgeordneterHeuser: Nein, ich bin nicht einverstanden!)

Da Widersprucherfolgt, so schreiten wir zur Abstimmung. Der Antrag lautet:
„Der Provinzial-Landtag beauftragt deshalb den Provinzial-Verwaltungsrath, die
Gewährung diefes Rechtes in einer erneuten Eingabe unter Mittheilung diefes
Beschlusses bei der Königlichen Staatsrcgierung in Antrag zu bringen."

30
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Zur Geschäftsordnunghat Herr Zeuser das Wort.
AbgeordneterHeuser: Ist die Diskussion geschlossen?
Vice-Landtags-Marschall: Ja, die Diskussion war geschlossen.Diejenigen Herren,

welche für den Antrag des Ausschusses sind, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.)
Das ist die große Majorität, der Antrag ist angenommen. Fünfter Gegenstand der

Tagesordnung ist das Referat des I. Ausschusses, betreffend die Eingabe des Aus¬
schusses des Rheinisch-Westfälischen Feuerwehrverbandes wegen der Feuerwehr-
Unterstützungskasse. Herr Dietze wird das Referat an Stelle des abwesenden Referenten
vortragen,

Referent AbgeordneterDietze: Das Referat betrifft eine Eingabe des Ausschussesdes
rheinisch-westfälischen Feuerwehrverbandeswegen der Feuenvehr-Unterstützungskafse.Dieser Antrag,
meine Herren, hat uns schon einige Male vorgelegenund ist jetzt in neuer Form, aber mit dein
selbigenInhalt an uns gelangt. Ich erlaube mir das Referat darüber zu verlesen:

„Der Ausschuß des rheinisch-westfälischenFeuerwehrverbandes hat an den
Rheinischen Prouinzial-Landtag eine Petition gerichtet, worin derselbe bittet, die
Zahlung von Unterstützungenan die bei der FeuerloschhülfeVerunglücktennicht nur
auf die Fälle zu beschränken, in denen es sich um Versicherungsobjekte der Rheinischen
Provinzial-Feuer-Societät handelt, unter Umständen fortlaufende Raten für den Be¬
schädigten resp, dessen Hinterbliebenen reglementarisch in Aussicht zu nehmen, die
Entschädigungspflichtauch auf die bei LöschübungenvorkommendenUnglücksfälleaus¬
zudehnenund zur Erfüllung dieser erweitertenVerpflichtungendie von der Rheinischen
Provinzial-Feuer-Societät gebildeteUufall-Unterstützungskassedurch Zuweisung einer
entsprechenden Kapitalsumme zu verstärken.

Die Willfahrung des an erster Stelle gestelltenPetitums wurde die Rheinische
Provinzial-Feuer-Societät dahin führen, für die Verbindlichkeitenvon in hohen: Grade
leistungsfähigenPrivat-Versicherungsgesellschafteneinzutreten oder doch mit denselben
zu theilen, wozu keine Veranlassung vorliegt.

Ueberhaupt hält der Ausschußdafür, daß keine Veranlassung vorliege, die bei
der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät bestehende Unfall-Unterstützungskasse irgendwie
zu erweitern, so lange nicht der Nheiuvrouinz für das Immobilar-Feuer-Versicherungs-
wefen das ausfchliehliche Recht zur Annahme von Versicherungennach dem Hierwegen
gestellten Antrage verliehen worden ist.

Der I. Ausschuß beantragt daher:
Der hohe Landtag wolle zu der vorliegendenPetition Uebergang zur Tages¬
ordnung beschließen."

Vice-Landtags-Marschall: Ich eröffne die Diskussion, der Herr AbgeordneteSeul
hat das Wort.

AbgeordneterSeul: Meine Herren! Als die Petition, über welche foeben referirt worden
ist und die ich überreicht und zu der meinigen gemachthatte, im I. Ausschuh zur Verhandlung
kam, war ich leider verhindert, an dieser Verhandlung Theil zu nehmen; ich würde sonst im
Ausschuß den Antrag gestellt haben, den ich mir jetzt hier zu stellen erlaube, nämlich den Antrag,
daß diese Petition dem Provinzial-Verwaltungsrath zur Prüfung und zur Erwäguug darüber
überwiesenweiden möge, ob es nicht augezeigt sei, in dem einen oder andern Punkte dein Petitum
des Feuerwehrverbandes entgegenzukommen.Wir haben zwar ähnliche Petitionen des Feuerwehr-
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Verbandeswiederholt gehabt und sie sind wiederholt durch Uebergang zur Tagesordnung erledigt
worden, allein die vorliegende Petition uuterscheidet sich doch wesentlich von den früheren Petitionen,
Die früheren Petitionen gingen immer dahin, daß wir die bei der Societät bestehende Unfallkasse
einfach beseitigen und dafür eine Unfallkasseerrichtensollen, die nnr den Feuerwehren zu Gute
käme; die jetzige Petition ist aber dahin gerichtet, daß wir die bei uus bestehende Unfallkasse in
einer' gewissen Weise erweitern sollen, nämlich nach der Richtung hin, daß wir die Unfälle
entschädigen,die bei Uebungen der Fcuerwehreuvorkommen,und sodann, daß wir auch diejenigen
Unfälle entschädigen sollen, die bei der Brandhülfeleistung an Objekten vorkommen, die bei der
Societät nicht versichertsind. Nun ist es ja ganz gewiß richtig, daß die Mittel der Societät in
erster Linie für die Societät felbst zu verwenden sind, und daß es eine Abnormität ist, wenn die
Societät einen Feuerwehrmann aus ihren Mitteln entschädigensoll, der bei einem Brande zu
Schaden kommt, der die Societät überhaupt gar nichts angeht, allein ich glaube, es ist dies doch
ein entschieden zu engherzigerStandpunkt. Das Interesse der Societät an guten Feuerwehren ist
unverkennbar und Alles, was oazu dient, um gute Feuerwehren zu beschaffeu und die Feuer¬
wehren in gutem uud leistungsfähigemZustande zu erhalten, ist der Unterstützungder Societät
werth, und wenn wir namentlich die Unfälle, die bei Uebuugen vorkommen, entschädigenund
dafür mit aufkommen,fo thun wir nichts anderes, als was wir jetzt thun, wenn wilden Gemeinden
Beihülfen zur Anschaffungvon Loschgeräthschaften gewähren. Wir wissen anch nicht, ob diese
Spritzen die wir den Genwinden beschaffen helfen, bei einein Gebäude Verwendung finden,
welches bei der Societät versichert ist oder bei einer anderen Gesellschaft,wir geben trotzdem
Beihülfen zu folcheu Änfchaffungen, weil wir ein Interesse an guten Feuerlöscheiurichtungenhaben.
Dasselbe Interesse haben wir aber auch an guten Feuerwehren. Es ist jedenfalls, wie mir scheint,
indicirt aus Aulaß der Petition der Frage näher zu treteu, ob wir nicht unsere bestehende Unfall¬
versicherungskasse dahiu erweitern können, daß wir auch Unfälle entschädigen,die bei Uebungen
der Feuerwehren vorkommen, und weiter zu prüfen, ob wir sie vielleicht auch eintreten lassen
tonnen bei solchen Bränden, bei denen die Societät direkt nicht interessirt ist. Ich gestatte mir
deshalb, einen derartigen Antrag, den ich in folgender Weise formulirt habe, Ihnen zur Annahme
vorzuschlagen:

Der hohe Landtag wolle die Angabe des Ausschussesdes rheinisch-westfälischen
Feuerwehrverbaudes wegen der Feuerwehr-Unterstützungskasse dem Prouinzial-Verwal-
tungsrathe zur näheren Prüfung und Beschlußfassungnamentlich darüber überweisen,
ob und inwieweit eine Ausdehnung der Wirksamkeitder bei der Societät bestehenden
Unterstützungskasseauf Unfälle, von denen Feuerwehrleute bei Uebungen und bei
Löschungvon Objekten, die nicht bei der Societät versichertsiud, betroffen werden,
zulässigund zweckdienlicherscheint."

Vice-Landtllgs-Marschall: Meine Herren! Als Vorsitzender des I. Ausschusses kann
ich zunächst constatiren, daß es ein reines Verschen gewesen ist, daß Herr Senl an dem betreffenden
Tage im Ausschuß gefehlt hat. Ich zweifle nicht, daß diesemVorschlage, wie allen übrigen
Vorschlägen des Herrn AbgeordnetenSeul, iu dem Ausschuh volle Rechnung getragen worden
wäre. Ich für meinen Theil erkläre mich zustimmendzu dem Antrage des Herrn Abgeordneten
Seul' und würde event, gegen den vom Ausschuhgefaßten Antrag stimmen. Ich eröffne nunmehr
die Diskussion. - Es meldet sich Niemand weiter zum Wort, ich schließedie Diskussion, der
Herr AbgeordneteDietze hat das Schlußwort.

30*
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Referent AbgeordneterDietze: Meine Herren! Ich kann mich auch nur damit einucr«
standen erklären, wenn der Herr Abgeordnete Seul glaubt, daß wir in dieser Richtung das Feuer¬
löschwesen unterstützenkönnen, daß wir die Sache im Provinzial-Verwaltungsrath genauer prüfen.
Es würde der Antrag des I. Ausschusses dahin zu modifizirensein, daß nicht über die Petition
zur Tagesordnung übergegangenwird, sondern daß dieselbe einer genaueren Prüfung im Provinzial-
Verwaltungsrathe unterliegen solle.

Vice-Landtags-Marschall: Es scheint allgemeines Einverständnis;zu herrschen; ich
nehme an, daß der Autrag des Herrn AbgeordnetenSeul angenommenist.

Der sechste Gegenstandder Tagesordnung ist der Antrag des Abgeordneten Grafen
Wilderich von Spee auf Ermächtigung zur Auszahlung der vom letzten Landtage
conditionell bewilligten 5000 M. zur Hebung der Hausindustrie in den Eifelkrcisen
des Regierungsbezirks Aacheu. Referent ist der Herr AbgeordneteWolters.

Referent AbgeordneterWolters: Der 31. Provinzial-Landtag hat für die nächsten zwei
Jahre pro Jahr 5000 M. zur Förderung der Hausindustrie in der Voraussetzungbewilligt, daß
die KöniglicheStaatsregierung denselbenBetrag beisteuere. Auf den diesbezüglichen Antrag ist
seitens der KöniglichenStaatsregierung bisher eine Antwort nicht erfolgt.

Inzwischen sind aber, wie dies in dem Antrage des LandtagsabgeordnetenGrafen Wilderich
von Spee eingehendausgeführt ist, namentlich für die Lehranstalt in Heimbachgrößere, bisher
unbezahlte Anschaffungengemacht worden.

Der I. Ausschußbeantragt aus diesen Gründen und wegen der Dringlichkeit:
„Der hohe Provinzial-Landtag wolle den Provinzial-Verwaltungsrath ermächtigen,
die vom 31. Provinzilll-Landtage conditionellbewilligten Gelder auch ohne Erfüllung
dieser Bedingung zur Zahlung anzuweisen."

Vice-Landtags-Marschall: Ich eröffne die Diskussion über den Antrag. — Es
meldet sich Niemand zum Wort, ich schließe die Diskussion und uehme an, daß der Antrag
einstimmigangenommen ist.

Siebenter Gegenstand der Tagesordnung ist das Referat des II, Ausschusses,
betreffend die Uebernahme der Aktienstraße von Stolberg nach Iülich auf den
Provinzial-Straßenbaufonds. Referent ist der Herr Abgeordnete Frings; ich ersuche denselben,
das Referat vortragen zu wollen,

Referent AbgeordneterFrings: Die Petition bezieht sich auf die Uebernahme der Aktien¬
straße von Stolberg nach Iülich auf den Provinzial-Straßenbaufonds. Diese Petition hat schon
zu verschiedenen Malen das hohe Haus beschäftigt,und ging der letzte Beschluß des 29. Provinzial-
Landtages dahin, diese Straße übernehmen zu wollen, erstens, wenn sie kostenfrei übergeben würde,
und zweitens, wenn sie ordnungsmäßig ausgebaut würde. Die erste Bedingung wollen die
Petentcn jetzt erfüllen, dagegen von der zweiten, dem ordnungsmäßigen Ausbau, entbunden sein.
Der II. Ausschlißglaubt jedoch, dem nicht beitreten zu können, und erstattet folgendes Referat:

„Referat des II. Ausschusses, betreffenddie Petition der Kreisstände des Land¬
kreises Aachen, auf Uebernahme der Akticnstrahe von Stolberg nach Iülich auf den
Provinzial-Straßenbaufonds.

Der II. Ausschuß beschloß nach eingehenderBerathung dem hohen Landtage
vorzuschlagen:

Der hohe Landtag wolle beschließen,unter Aufrechthaltungdes Beschlusses des
2". und 2U. Provinzial-Landtages mich die Thcilstrecke Stolberg-Eschweiler zu



23?

übernehmen, insoweit sie die beiden Prouinzialstrahen Brand - Stolberg und
Weiden-Eschweiler verbindet, jedoch nur unter der üblichen Bedingung des
ordnungsmäßigen Ausbaues."

Vice-Landtags-Marschall: Sie haben das Referat gehört, ich eröffne die Diskussion
und ertheile dem Herrn AbgeordnetenFischer das Wort.

AbgeordneterFischer: Meine Herren! Ich war auf meine Bitte dem II. Ausschuhfür
diese Sacke zugetheilt worden, der II. Ausschußhat aber über diese Sache verhandelt, ohne daß
ich davon Kenntniß gehabt habe und im Stande gewesen wäre, meine Ansicht über die Lage der
Sache auszusprechen;vielleichtaber interessirt es doch das hohe Haus, darüber nähere Kenntniß
zu erhalten. Die Dinge mit dieser Aktienstraßeliegen eigenthümlich. Ich mache nämlich darauf
aufmerksam, daß in wiederholten gerichtlichen Urtheilen der Grundsatz ausgesprochenresp, die
Ansicht aufgestelltworden ist, daß die Straße in Folge des Gesetzes vom 8. Juli 18?,'' ipso ^uru
in das volle Eigenthum der Provinz übergegangensei. Augenblicklich schwebt ein Prozeh zwischen
der Gemeinde Stolberg und der Provinz, wenn ich nicht irre, bei dem Oberlaudesgericht in Köln,
und wird abzuwarten sein, ob dieses der Ansicht des Vorrichters zustimmt. Zuvor ist ein Urtheil
vom KöniglichenLandgerichtin Aachen in 2 Fällen ergangen und zwar am 27. Oktober 1873
und unter dem 11. Februar 1885, worin das Königliche Landgericht die Behauptung aufgestellt
hat — es ist allerdings ein Urtheilsmotiv in einer anderen, jedoch die nämliche Straße betreffenden
Prozehsache— daß in Folge des Gesetzes vom 8. Juli 1875, wie ich schon bemerkte, ipso ^nr«
die Straße in das Eigenthum der Provinz übergegangenwäre, Ist diese Auffassungrichtig, so
würde es doch meines Emchtens viel besser gewesen sein, wenn das hohe Haus den Beschluß
gefaßt hätte, nunmehr die Straße zu übernehmen, nachdem die Gemeinde Efchweiler mitsammt
den übrigen interefsirtenGemeinden sich bereit erklärt haben, trotzdem die Ansicht des Landgerichts
in Aachen besteht, daß die Straße schon jetzt Eigenthum der Provinz sei, mit großen Opfern
das Eigenthum der Straße zu erwerben und demnächst erst mit der Bitte um Uebernahme derselben
an die Provinz gekommen sind. Es ist in dem Urtheil des Gerichts besonders hervorgehoben,
daß aus dem Umstände,dah in dem Verzeichnih,welches dem Gesetze vom 8. Juli 1875, betreffend
die Uebergabe der früheren Staatsstraßen an die Provinz beigegeben ist, diese Straße nicht auf¬
geführt sei, durchaus nicht hervorgehe,daß deshalb das Gesetz nicht auf diefe Straße Anwendung
finde. Es wird dies darauf gegründet, daß die KöniglicheNegierung vollständig eigenmächtig,
ohne irgendwie eine Gemeinde darüber zu befragen, die Straße an einen Unternehmer übergeben
hat. Der Unternehmer hat das Anlagekapitel im Wege des Aktienunternchmensbeschafft, und
hat unter näher festgestellten Bedingungen die Straße ausgebaut, wogegen die Gesellschaftdas
Recht bekam, Barrieregeld zu erheben. Das Gericht sagt, durch diese Omission, daß die Straße
nicht in da/ Verzeichnihaufgenommensei, sei durchaus nicht erwiesen, daß die Straße nicht zu
denjenigenStraßen gehört habe, welche von der Provinz hätten übernommen werden müssen, es
spricht sich im Gegentheil ganz positiv dahin aus, daß, weil die Straße als Eigenthum des
Fiskus betrachtetwerden müsse, sie ohne Weiteres in das Eigenthum der Provinz übergegangen
sei. Wenn die Rechtslagenun so wäre, dann würde das hohe Haus meines Erachtens sehr wohl
daran thun, nicht zu sagen, daß nur ein Theil der Strahe und zwar noch unter der Bedingung,
daß von den Gemeinden erst der Ausbau besorgt würde, sondern daß nach dem Antrage, wie er
vorliegt, die ganze Strahe im gegenwärtigenZustande übernommen werden solle.

^ Vice-Landtags-Marschall: Herr Graf Wilderichvon Spee hat das Wort.
AbgeordneterGraf Wilderich von Spee: Meine Herren! Ich habe leider nicht ganz

den Ausführungen des Herrn Vorredners folgen können, ich habe nur gehört, daß er von einem
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juristischenUrtheil gesprochenhat, ein solches ist aber in der Commissionnirgendwo vorgelegt
worden. Ich muß mich daher eines Urtheils darüber enthalten, was dasselbe enthält. Die
Stellung der Commission ist ganz einfach die gewesen,daß sie gesagt hat: die Aktienstrahenstehen
uns nicht anders gegenüber, als diejenigen der Gemeinden, wir können daher für diese keine
anderen Bedingungen aufstellen,als die Gemeinden sie erhalten haben, und auf Grund deren die
Gemeinden ihre Straßen ausgebaut haben und fodann an die Provinz herangetreten sind, Die
Bedingungen waren ganz einfach die, daß sie das freie Terrain und einen bestimmtenZuschuß
hergaben, oder daß sie mit Hülfe der Provinz den vollständigenAusbau einer Straße hergestellt
nnd dann dieselbe übergeben haben. Mit den Aktienstrahen ist es insoweit etwas anderes, als,
soviel ich mich aus den Verhandlungen entsinne — ich habe natürlich im Augenblick das Material
nicht in Händen — ein Vertrag mit der KöniglichenRegierung besteht, wonach die Aktiengesell¬
schaften verpflichtet sind, die Straßen nach dem Befinden der KöniglichenRegierung in einem
ordnungsmäßigen Zustand zu erhalten, und der Königlichen Regierung sogar ein Exekutionsrecht
gegen die Betreffendenzusteht, um die Straßen ans deren Kosten in Stand zu setzen, wenn sie ihren
Verpflichtungennicht genügen. Es konnte daher der II. Ausschuß sich auch nicht anders zur Sache
stellen, als zu sagen: haben die Aktiengesellschaften in früheren Zeiten gute Geschäfte gemacht, machen
sie jetzt aber keine guten Geschäfte, fo können wir deshalbdoch die Uktiengefellschaftennicht besser stellen,
als wir alle Gemeinden in der gesammtenProvinz hinstellen; wir wollen sie nicht besser stellen,
aber wir bieten ihnen dasselbe an, wir sagen: sobald sie die Straßen an die Gemeinden über¬
geben haben, und haben sie oder haben die Gemeinden die Erfordernisseerfüllt, die wir stellen,
so sind wir nicht abgeneigt, zu befürworten, daß der hohe Landtag diefe Straßen übernimmt-
Da die Straße theilweiseeine Strecke bildet, die zwei unserer Provinzialstraßen verbindet, dadurch
eine große Bedeutung für den gefammten Verkehr der Provinz hat, weil sie die beiden Städte
Stolberg und Eschweiler verbindet, so sagen wir, wir können es, um den Gemeinden eine Hülfe
zu gewähren, vertreten, dem Provinzial-Landtage vorzufchlagen,diese Strecke, die unsere bestehenden
Straßen verbindet und dadurch auch eine bedeutendeHülfe für die beiden Städte ist, in eine
andere Kategorie in der Art zu stellen, daß wir sagen: gut, sobald sie ordnungsmäßig hergestellt
ist, sind wir bereit, diese zu übernehmen. Für den Ausbau der weiteren Strecke, die in den
Iülich'schen Bezirk hinübergeht, sind, soviel uns im Ausschußvorgetragen worden ist, selbst von
den dortigen Kreisständenkeine Mittel bewilligt worden, und wir können nicht den Aktiengesellschaften
eine bessere Stellung, als sie die Gemeinden haben, gewähren, indem wir von den» Ausbau
absehen. Wenigstens war dies die Ansicht in den früheren Landtagen. Ich weiß nicht, ob der
Herr Referent noch etwas hinzuzusetzen hat, ich kann nur aus meiner Erinnerung rapportiren, ich
glaube aber, daß so die Ansicht der Commissionwar.

(Der Landtags-Marschall übernimmt wieder den Vorsitz.)
Landtags-Marschall: Herr Freiherr von Solemacher hat das Wort.
Vice-Landtags-MarschallFreiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Es ist

mir nicht möglichgewesen,ganz den Ausführungen des Herrn College« Fifcher zu folgen, da er
außergewöhnlichleife sprach, im Ausschußist er auch nicht gewesen, aber ich glaube ihn dahin
verstanden zu haben, daß er gesagt hat, daß diese Aktienstrahen in das Eigenthum der Provinz
übergegangen sind. Wenn diese Behauptung irgendwo aufgestellt worden sein sollte, so würde
dies eine Behauptung sein, der ich auf das entschiedenste widersprechen mühte. Ich kann nnck
nur vollständig dem anschließen, was Herr Graf Spee gesagt hat, daß die Mienstraßen der
provinzialständischrnVerwaltung gegenüber nicht anders stehen, als jede andere von Gemeinden
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ausgebaute Straße, bei der zu untersuchenist, ob ihre Uebernahme zweckmäßig,und ob sie so
ausgebaut ist, daß die Uebernahme erfolgen kann. Ich möchte deshalb ganz unbedingt die
unveränderte Annahme des Ausschußantragesvorschlagen.

Landtllgs'Marschall: Der Herr AbgeordneteFischer hat das Wort.
AbgeordneterFischer: Meine Herren! Diese Ansicht ist, wie ich schon vorhin bemerkte,

in zwei Urtheilen des Königlichen Landgerichtszu Aachen niedergelegt. Der Prozeh war entstanden
wegen Einrichtungen, welche von der Königlichen Negierung aus polizeilichen Rücksichten angeordnet
waren; es handelte sich um die Anbringung von Schutzvorrichtungen,Geländern u. s. w. Die
Gemeinden behaupteten ihrerseits, sie seien nicht dazu verpflichtet, weil ihnen die Straße nicht
gehöre, die Straße resp, der Straßenkörper sei Eigenthum des Fiskus. Die Gemeinden führten
in Folge des Drängens der Königlichen Negierung die verlangten Anlagen ans, klagten aber die
Kostensummeein, erst gegen die Aktiengesellschaft, dann gegen die Königliche Negierung. Es
wurde aber weder die Aktiengesellschaft noch die KöniglicheNegierung für verpflichtet erachtet,
diefe Kosten zu bezahlen. Irgend Jemand muhte nun doch schließlich verpflichtetsein, und so
wurde denn auch in der Begründung des letztergangenen Urtheils des Königlichen Landgerichts
in Aachen die Ansicht ausgesprochen, daß die gedachte Straße in Folge des Gesetzes vom
8. Juli 1875 von Rechtswegen auf die Provinz übergegangenund diefe zur Erstattung der qu.
Kosten verpflichtet sei. Wie ich vorhin bereits bemerkte, schwebt zur Zeit der Prozeß bei den,
Oberlandesgeiicht in Köln, und wird zu erwarten sein, ob diese Auffassung, wie sie in dem
Urtheile des KöniglichenLandgerichtsniedergelegtist, dort Bestätigung findet. Der Prozeh würde
aber gegenstandslosgewordensein, wenn die Provinz sich dazu verstanden hatte, jetzt dem Antrage
gemäß die Straße in ihre Verwaltung zu übernehmen, nachdem das Terrain kostenfreizur
Disposition gestellt ist. Die Lage der Verhältnisseist für die betreffenden Gemeinden, namentlich
für das Industriegebiet von Efchweiler und Stolbcrg, außerordentlichpeinlich. Es ist vorhin
hervorgehobenworden, daß die Aktiengesellschaft von der Königlichen Regierung gezwungen werden
könne die Straße gut in Stand zu halten. Das ist auch wahr nach den Vertragsbedingungen,
wie sie der Gesellschaft auferlegt worden sind; aber es geschieht dennoch nicht, weil die Intraden,
welche die Aktiengesellschaft jetzt noch zu beziehen hat, längst nicht ausreichen,um die Kosten einer
guten Instandhaltung zu bestreiteu. Deshalb wird wohl von Seiten der KöniglichenRegierung
Rücksicht genommen; vielleicht auch wird die Aktiengesellschaftvon der KöniglichenRegierung nur
in foweit zur Instandsetzung angehalten werden können, als die Intraden hierzu hinreichen.
Insofern alfo ist die Lage der Verhältnisse bezüglichdieser Aktienstraße für die betreffenden
Gemeinde eine äußerst traurige. Ich bemerke noch, daß die Gemeinden Efchweilerund Stolberg
auf diefe Straße bei ihrem umfangreichen, industriellenVerkehr sehr stark angewiesensind, und
daß sie ganz bedeutendeSummen für die Benutzungderselbenaufwenden muffen; beifpielsweife
bemerke ich daß die Einwohner von Eschweiler, die die Straße befahren, allein über 9000 M.
jährlich an Barrieregeld bezahlen. Daneben müssen die Gemeinden Stolberg und Eschweiler
gerade so gut zu den Bedürfnissen des Provinzial-Wegebaufonbs beitragen, wie die übrigen
Gemeinden Eschweilerträgt, um das auch zu erwähnen, zu den allgemeinenProvinzialbedürf-
nissen jährlich über 9000 M. bei. Unter solchen Umständenkann man nicht wohl sagen, daß
ein derartiger Wunsch, wie er hier in Betreff der Uebernahme der qu. Straße ausgesprochen
wird, nicht sehr der Berücksichtigung werth fei.

Landtags-Marfchall: Der Herr Abgeordnete Graf Wilderich von Spee hat
das Wort.
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AbgeordneterGraf Wilderich von Svec: Meine Herren! Die Sache scheint mir sehr
einfach zu sein. Wenn wirklich ein Urtheil vorliegt, so, glaube ich, wäre es Sache der Gemeinden
gewesen,dasselbe dem Provinzial-Verwaltungsrath zur Begutachtung und zur Kenntniß vorzulegen.
(Sehr richtig!)

Ich glaube, daß wir darauf hier gar nicht eingehenkönnen, die Gemeinden haben da eine
Unterlassung begangen; wir alle haben kein Urtheil darüber, da die Sache unseren Juristen und
dem Provinzial-Verwaltungsrath nicht vorgelegen hat. Zweitens möchte ich darauf aufmerksam
machen, daß wir dadurch, daß wir uns zur Uebernahmeder Verbindung zwischen unsern Straßen,
die auch die beiden Städte verbindet, also wohl grüßtentheils innerhalb dieser Städte liegt und
deshalb der Pflasterung bedarf, bereit erklärt haben, den Gemeinden entgegengekommen sind, soweit
wir nach unsern Befugnissen ihnen entgegenkommenkonnten. Der weiteren Strecke zwischen
Eschweiler und Iülich haben wir keine Bedeutung beilegen können,weil bereits eine zweite Chaussee
besteht, die mit einem kleinen Umwegedie Verbindung herstellt. Die zweite Straße bildet ebenfalls
die Verbindung zwifchen Stolberg und Aachen, allerdings mit einem Umwege, aber wir haben der
Straße als solcher nicht die Bedeutung beilegen können, weil das Eisenwerk in Stolberg die
Straße übernommen hat und, soviel ich weiß, seinen Verpflichtungennachkommen kann, wenn es
darauf Bedeutung legt. Ich kann nur bitten, daß Sie an dem Antrage des Ausschusses festhalten
und diesen zum Beschluß erheben. Die Petenten werden damit nicht abgewiesen, denn wir
haben gesagt: sobald die Erfordernisse erfüllt sind, sind wir nicht abgeneigt, zu übernehmen.
Es steht ja den Städten, wenn juristisch andere Grundsätze vorliegen, frei, den Rechtsweg zu
beschreiten.

Landtags- Marsch all: Ich bin dem Herrn Grafen Svee sehr dankbar dafür, daß er,
was ich eben selbst thun wollte, darauf hingewiesenhat, wie sehr bedauerliches ist, daß diese
schwierige und comvlicirte Materie nicht vorher dem Provinzial-Verwaltungsrathe vorgelegen hat,
Sie hätte dann viel mehr vorbereitet an den Landtag gelangenkönnen, und es wäre dann vielleicht
noch eine andere Beschlußfassung möglichgewesen. Wie die Verhältnisse jetzt liegen, möchte ich
Sie auch dringend bitten, jedenfalls nicht weiter zu gehen, als der Ausfchuß Ihnen vorschlägt.
Der Herr Referent hat das Wort.

Referent AbgeordneterFrings: Ich möchte den Herrn AbgeordnetenFifcher, wenn ich
recht verstanden habe, auf einen Irrthum aufmerksam machen, den er hinsichtlich des Referates
begangen hat. Es heißt nicht: „nur die Theilstrecke",sondern „auch die Theilstrecke". Also uuter
Aufrechterhaltung des früheren Beschlusses des 29. Provinzial - Landtages, in welche»! diese
Bedingungen gestellt waren, soll auch die Theilstrecke übernommenwerden. Es heißt nicht „nur",
sondern „auch".

Landtags-Marschllll: Es hat Niemand mehr das Wort verlangt, ich schließe die
Diskussion und bringe den Antrag des Ausschusseszur Abstimmung. Ich bitte diejenigen, die
gegen den Antrag des Ausschusses sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist einstimmigangenommen. Wir kommen zum Referat des II. Aus¬
schusses betreffend die Petition auf Uebernahme der Aacheu-Stolberger Straße,
insoweit dieselbe innerhalb des Landkreises Aachen gelegen ist. Referent ist der
Herr AbgeordneteFrings.

Referent AbgeordneterFrings: Das Referat des II. Ausschusses betreffend die Petition
auf Uebernahmeder Aachen-StolbergerStraße, insoweit dieselbe innerhalb des LandkreisesAachen
gelegenist, lautet:
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„Der Beschluß des II. Ausschusses ging nach eingehenderBerathung dahin, dem
hohen Landtage vorzuschlagen:

Der hohe Landtag wolle beschließen nach dem Beschlusse resp, unter Aufrecht-
haltung desselben vom 10. Dezember 1883 die beantragte Uebernahme der
Straße abzulehnen."

Wie ich vernommen habe, ist der Antrag auch schon seitens des Herrn Landraths zurück¬
gezogen worden,

Landtags-Marschall: Ich eröffne über diesen Antrag die Diskussion. — Es meldet
sich Niemand zum Wort, ich schließedie Diskussion und bringe den Antrag zur Abstimmung.
Ich bitte Diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist einstimmigangenommen.
Wir kommen zum Referat des II. Ausschusses, betreffend die Petition von

Einwohnern zu Wolfcheid auf Herstellung eines Verbindungsweges von dem Kem-
venich-Hambacher Communalweg durch das Wolscheid'er Thal uach Niederdürren-
bach zum Anschluß an die Brohlstraße. Referent ist der Herr AbgeordneteRöchling. Herr
Nöchling ist erkrankt und kann nicht hierher kommen. Der Herr Abgeordnete Nadermacherhat es
übernommen, an seiner Stelle das Referat vorzutragen.

Referent AbgeordneterRadermacher: Das Referat des II, Ausfchuffes zu der Petition
von Einwohnern von Wohlscheid, Bürgermeisterei Kempenich im Kreise Adenau, betreffendHer¬
stellung eines Verbindungswegesvon dem Kempenich- Hcunbacher Communalwegedurch das Wol-
scheider Thal nach Niederdürrenbachzum Anschlußan die Brohlstraße, lautet:

„Die vorliegende Petition hat im Provinzial-Verwaltungsrathe wegen Mangels
an Zeit nicht berathen werden können. Bei der Besprechungüber dieselbe gelangte
der Ausschuß zu der Einsicht, daß es zweckmäßigsei, die Petition zur geeigneten
weiteren Behandlung eventl. als eine Wegebau-Unterstützungssachean den Provinzial-
Verwaltungsrath zu verweisen.

Der II. Ausschußbeehrt sich daher zu beantragen:
Hoher Provinzilll-Landtag wolle diese Petition zur weiteren Behandlung dem
Provinzial-Verwaltungsrathe überweisen."

Landtags-Marschall: Ich eröffne über diesen Autrag die Diskussion. Der Herr
Abgeordnetevon Grand-Ny hat das Wort.

Abgeordnetervon Grand-Rn: Meine Herren! Ich trete dem Antrage des Ausschusses
in diesem Augenblick vollkommen bei, ich möchte mich nicht gegen denselben aussprechen,ich möchte
nur darauf aufmerksam machen, daß es sich hier um eine Angelegenheit handelt, wenigstens
theilweise,die wiederholt schon zu Erörterungen Veranlassunggegebenhat. Es handelt sich darum,
ein Verbindungsgliedzwischenzwei Strecken herzustellen,die augenblicklich,wie sie liegen, nicht
den Nutzeu darbieten, der durch diese Verbindung für den Verkehr erreicht werden könnte.
Ich will mich auf diefe paar Worte beschränken,indem ich Sie dringend bitte, die Sache möge
zu Gunsten der Gemeinden entschieden werden, und es möge durch Herstellungder Verbindung
endlich auch diesen Gemeinden Hülfe gebrachtwerden.

Landtags-Marfchall: Der Herr Referent hat das Wort.
Referent AbgeordneterNadermacher: Ich glaube, daß ich dem Herrn Abgeordneten

von Grand-Rn die Versicherung geben kann, daß dies auch von dem Ausschuß beabsichtigt
worden ist. Wenn ich mich recht erinnere — ich habe das Referat ja eben erst in die Hand

3t
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genommen— ist uns in der Ausschußsitzung von dem Herrn Landesrath von Metzenmitgetheilt
worden, daß der Herr Landes-Direktor an Ort und Stelle gewesen sei. Daß der Ausschußnicht
weiter in die Berathung des Antrages eingegangen ist, kam daher, daß die Bahn, auf welche
die Petitiou sich beruft, zur Zeit noch nicht gebaut wird. Es ist nicht wohl möglich, mit der
Straße im Anschlußan die Bahn zu bleiben, bevor die Linie der Bahnen und die Lage des
Bahnhofs festgestelltist. Das ist der Grund, weshalb der Ausschuß die Ueberweisung der
Petition an den Provinzial'Verwaltungsrath beantragt hat.

Landtags-Marschall: Wünscht noch Jemand das Wort hierzu? - Es ist nicht der
Fall, ich schließe die Diskussion und bringe den Antrag zur Abstimmung. Ich bitte Diejenigen,
die gegen den Antrag des Ausschusses sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist einstimmig angenommen.
Wir kommen nunmehr zu den drei Gesetzen,zunächst zu dem Referate des III-

Ausschusses, betreffend den Entwurf eines Gesetzes über das Nangordnungs-
verfahren. Referent ist der Herr Abgeordnete Sml.

Referent Abgeordneter Seul: Meine Herren! Nachdem der Entwurf zn einem Gesetz
über das Rangordnungsverfahren in einer Commissionssitzung des Plenums des Landtages
weitläufig erörtert und über die einzelnen Punkte, die zur Diskussion Anlaß gegeben habe»,
abgestimmt worden ist, sind die gefaßten Beschlüssedem Iustizausschusse wieder überwiesen
worden, um die letzte Redaktion des Gesetzentwurfesvorzunehmen. Es ist das geschehen; Ab¬
änderungen sind nicht beliebt worden. Ich glaube, da die Angelegenheit so eingehend und
weitläufig besprochen und berathen worden ist, in ihrem Sinne zu handeln, wenn ich mich auf
nochmaligeErörterungen zur Sache selbst nicht weiter einlasse, sundern lediglich das Referat
des Ausschusses verlese. Dasselbe lautet in Bezug auf den Entwurf eines Gesetzesüber das
Rangordnungsverfahrcu:

„Nachdem der Eutwurf in den III. Ausschuß verwiesen worden, hat Letzterer sich ein¬
gehend mit den Bestimmungen desselben beschäftigt. Die Beschlüsse wurden in der Plenar¬
sitzung als Commissionssitzungdes Provinzial-Landtages vom 15. cr. refcrirt, befprochenund
über die vorgetragenen Beschlüssedes Ausschussesabgestimmt, sodann der ganze Entwurf an
Letzteren zur definitiven Redaktion zurückverwiesen.

In der Sitzung vom 16. November nahm der Ausschuß auf Grund der in der obigen
Plenarsitzung stattgehabten Verhandlung die Berathung wieder auf und beehrt sich nunmehr
folgende Anträge zu stellen.

Hoher Landtag wolle erklären:
1. daß er in dem Gesetzentwürfe über das Rangordnungsverfahren eine nothwendig

gewordene Verbessernng der geltenden Bestimmungen, besonders in der Voraus¬
setzung erblickt, daß die sämmtlichenGerichtskosten für die Abwickelung des ganzen
Verfahrens bis zur Aushändigung der Zahlungsanweisung in gleicher oder in
annähernd gleicherWeife wie in dem Geltungsbereiche der Grundbuchordnung
vom 5. Mai 1872 bemeffen werde, und bei dieser Bemessung womüglichst der
Umstand berücksichtigtwird, daß die Kosten des Löschungsaktesnoch besonders
von den Vetheiligten bezw. aus der Masse berichtigt werden müssen;

2. die Bitte aussprechen,daß auch die au das Hypothekenamtzn zahlenden Gebühren
und Stempelkosten möglichstin Wegfall kommen;

8. der Anficht wiederholt Ausdruck geben, daß eine baldige, jedenfalls bezirksweife
Einführung des Grundbuches sich immer mehr als nothwendig herausstellt;
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4. dem Ermessen der Staatsrcgicrimg folgende Bemerkungen zur Erwägung
unterbreiten:

8. i.
Die Worte: „im Falle der Zwangsversteigerungoder des Hypotheken-Reinigungs¬

verfahrens (Art. 2185. 2186 C.-G.-B.) und iu soustigeu" sind zu streicheu und
statt derselben „in allen" zu setzen.

8. 4.

1. Statt der Worte: „von einem Rechtsanwalt oder Notar" sind zu setzeu
„von dem Antragsteller oder seinem Bevollmächtigten".

2. Die Worte: „Oeffcntliche BeHürden,fowie Personen, welche zum Richteramte
befähigt sind, können den Antrag schriftlich ohne Zuziehung ciucs Rechtsanwaltcs
oder Nutars stellen" fallen aus.

3. Hinter: „3. der Schuldner und der Drittbcfitzer" ist zu setzeu: „im Falle
der Zwangsversteigerung, eines Hypotheken-Reinigungsverfahrens",und bei Annahme
des zusätzlichen Antrages zu dem Gesetzentwürfeüber das Hypotheken-Reinigungs¬
verfahren: „auch eines notariellen öffentlichenVerkaufes".

8. 6.

1. In dem alinea. 1 hinter: „Zurückweisung"ist einzufügen: „unzulässiger
oder", und in dem alinea 2 vor begründet: „zulässig uud".

8. 8.

In dem aliuea 3 am Schlüsse hinter: „erfolgen" ist zu setzen: „welcherden
Gläubigern die angemeldet haben, auf Kosten des Widersprechendenzuzustellen ist".

8- 9.

Am Schlüsseist zuzufügen: „die Frist zwifchen dem Termin zur Erklärung
über deu Plan und der Aufgabe der Ladungen zur Post beziehungsweifeder Ein¬
rückung derselben in die Zeitung muß mindestens 14 Tage betragen".

8- ii.
Die Worte: „von einem Rechtsanwalt oder Notar" werden ersetzt durch die

Worte: „von dem Widersprechendenoder seinem Bevollmächtigten".

8- 13.
1. Als 2. aliiroa ist einzufügen: „Eine einmalige Vertagung des Termines

auf 14 Tage zur Abgabe von Erklärungen auf erhobene Widersprücheist auf Antrag
statthaft".

2. Als 4. aliuea ist einzufügen: „Ist ein in dem Termine nicht erschienener
Gläubiger bei dem Widersprüchebctheiligt, welchenein anderer Gläubiger erhoben
hat, so wird angenommen, daß er diesen Widerspruchnicht als begründetanerkennt".

8- 14-

Die Worte in der 4. Zeile: „oder Notar" werden gestrichen.

31*
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8. 15.
An Stelle der Worte: „jedoch mit Ausschluß der Reisekostenetwaiger Ver¬

treter" ist zu setzen: „Die von ihm zu zahlenden Gebühren des Anwaltes für den
Antrag auf Eröffuuug des Verfahrens, Anmeldung der Forderung und Wahrnehmung
der Termine, sodann nach freiem Ermessen des Gerichts die dem Anwälte zustehen¬
den Reifekosten".

8. 1?.
Fällt aus.

8- 18.
Die Worte: „Nach Rechtskraft des Beschlusses,durch welcheu" sind zn ersetzen

durch: „Sobald".
8. 24.

Der Schlußsatz: „Iu den Fällen — Plan" wird gestrichen.
5. Hoher Landtag wolle es für nothwendig erklären, daß in Abänderung der 88- 2?

uud 28 des Gesetzentwurfesdas Kostengesetz zugleich mit letzterem dem Laudtage
der Monarchie vorgelegt werde."

Landtags-Marfchall: Meine Herren! Sie haben das Referat des Ausschusses
gehört. Ich stelle den Antrag des Ausschusses zur Diskussion und gebe dem Herrn Abgeordneten
Dietze das Wort.

Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Bei der gründlichenDurchberathung der Iustiz-
gesctze, glaube ich, ist es angezeigt, daß wir hier nicht in eine nochmalige Diskussion eintreten,
da der Ausschuß keine Aenderungen weiter beantragt. Ich möchte Ihnen vorschlagen, das
ganze Gesetz, wie es eben von dem Herrn Referenten vorgetragen worden ist, en, Noo anzunehmen.

Landtags-Marfchall: Es erfolgt gegen diesen Antrag kein Widerspruch. Meine
Herren! Ich muß darüber zur Abstimmung schreiten, da es sich hier um eine Allerhöchste
Proposition handelt und deshalb eine zweidrittel Majorität zur Annahme des Gesetzes noth¬
wendig ist. Ich bitte also diejenigen Herren, welche dagegen sind, sich zu erheben. (Geschieht.)

Der Gesetzentwurfist in der Fassung des Ausschussesmit allen gegen zwei Stimmen
angenommen. Ich muß dies deshalb constatiren, weil es eine Allerhöchste Proposition ist.
Wir kommen zum Referat des III. Ausfchuffes, betreffend den Entwurf eines Gesetzes
über das Hypotheken-Reinigungsverfahren. Referent ist der Herr Abgeordnete Seul.

Referent Abgeordneter Seul: Meine Herren! Auch hier beschränkeich mich darauf,
die Vefchlüfsevorzulesen, wie sie in dem Ausschüssegefaßt worden sind. Dieselben lauten:

1. „Hoher Landtag wolle seine Zustimmung zu dem vorliegenden Gesetzcsentwurfaus¬
sprechen,zugleichaber der KöniglichenStaatsregierung zur Erwägung anheimgeben,
diejenigen Nestimmungen über die Zwangsvollstreckungin das unbeweglicheVer¬
mögen, welche bei dem Ucbergebotsverfahrenin Anwendung kommen, in das Gesetz
aufzunehmen, sodann den 8- H des Entwurfes zu streichen".

2. „Hoher Landtag wolle es für nothwendig erklären, daß in Abänderung der H§. >2
und 14 des Entwurfes das Kostengefetz zugleichmit dem Gesetzesentwurfdem Land¬
tage der Monarchie vorgelegt werde";

3. „sodann es für durchaus wüufchenswerth und im Interesse sowohl der Gläubiger
als des Schuldners liegend erachten, daß auch die vor Notar abzuhaltenden öffent-
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lichen Versteigerungen unter den §. 1 dieses Gesetzes fallen, daß demgemäß eine
dahin zielende gesetzlicheBestimmung erlassen werde, welche die Vorschrift enthält,
daß die Inhaber der eingetragenenHypotheken und Privilegien zn dem Versteigcrungs-
terminc unter Belassuug einer bestimmten Frist geladen und das nach der Kabinets-
ordre vom 9. April 1836 den Hyvothekarglaubigern bei den Subhastationcn zu¬
stehende Recht ihnen auch für diese Versteigerung verbleibe".

Landtags-Marschall: Ich stelle den Antrag des Ausschusses zur Diskussion und
gebe dem Herrn AbgeordnetenDietzc das Wort.

AbgeordneterDietze: Da auch gegen diesen Antrag des Referenten kein Widerspruch
erhoben wird, so erlaube ich mir, auch für dieses Gesetz die eu dloo-Annahme zu empfehlen.

Landtags-Marschall: Es ist ein Antrag auf on dloo-Annahmegestellt. — Es erfolgt
kein Widerspruch, wir schreiten zur Abstimmung. Ich bitte Diejenigen, die gegen dieses Gesetz
sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Das Gesetz ist in der Fassung des Ausschusses en dluo einstimmig angenommen. Wir
kommen zum Referat des III. Ausschusses, betreffend den Entwurf eines Gesetzes über
das Verfahren bei Theilungen und den gerichtlichen Verkauf von Immobilien.
Referent ist der Herr AbgeordneteSeul.

Referent AbgeordneterSeul: Zu diesem Gesetzentwurf werden folgende Anträge gestellt:
„Hoher Landtag wolle zu dem vorliegenden Gefetzesentwurf feine volle Zustimmung

aussprechen,und der Königlichen Staatsregierung folgende Abänderungenzur Erwägung
anheimgeben:

1. Statt der Worte: „vor Gericht" ist zu setzen: „gerichtlich".
2. Hinter die Worte: „vor einem Notar oder" ist zu setzen: „soweit es sich

nicht um Immobilien handelt auch".
s- 2.

Das letzte alii^a ist mit dem vorletzten zu verbinden und die Worte: „Ist ein
Antrag gestellt, so ist derselbe" in: „Der zuerst gestellte Antrag ist" zu verändern.

8- 4.
1. Die Worte: „Erscheint der Antrag auf gerichtliche Theilung unzulässig oder

unvollständig so hat" sind zu streichen und hinter die Worte: „das angegangene
Gericht" ist einzufügen: „hat".

2. Das letzte alinea fällt aus und wird erfetzt durch die Bestimmung „wird
der Antrag zurückgewiesen, so bleibt es dem Antragsteller überlassen, seine Rechte im
ordentlichenProzeßwegegeltend zu machen".

§. 7.
1. In dem aliusa, 2 ist hinter: „im Termine oder" zu setzen: „die Nicht-

erfchienenen".
2. An Stelle: „einer Woche" ist im'vorletzten Satze „14 Tagen" zu setzen.

§.8

fällt aus und ist durch folgendenParagraphen zu ersetzen:
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„Jeder Netheiligte ist berechtigt, seinen Antheil an den Mobilien und Immo¬
bilien der Masse in Natur zu fordern, und zu dem Zwecke die Abschätzung sowie ein
Gutachten über die Frage der Theil- oder Unteilbarkeit und im ersteren Falle die
Loosebildnngdurch Sachverständigezu beautragen. Einigen sich die Betheiligten über
die Person des oder der Sachverständigen, so erfolgt die Beeidigung durch den Notar,
falls sie nicht ein für alle Male vereidigt sind; einigen sie sich nicht, so erfolgt die
Ernennung und Beeidigung auf Antrag des Notars durch das Theilungsgericht. Das
Theilungsgerichtkann auch ein anderes Amtsgerichtum Ernennung bezw. Beeidigung
ersuchen. Das Gutachten nebst Loosebildnngist dem Notar einzureichen und sind von
Letzterem die Betheiligten zur Einsichtnahmesowie in einen anzusetzenden Termin zur
Looseziehung zu laden. Die Looseziehung findet durch die Anwesendenstatt, insoweit
nicht bis zur Ziehung Anträge auf Abänderung bei dein Notar gestellt sind; die etwa
gestelltenAnträge sendet der Notar unter Beifügung der erforderlichenVorstücke an
das Theilungsgericht ein, welches geeignetenFalles nach Anhörung der Betheiligten
durch Beschluß entscheidet.

Die Theilung in Natur ist im Falle des Widerspruchs ausgeschlossen, wenn
1. dieselbe die Interessen der Betheiligten schädigt;
2. wenn Nllchlaßschuldenvorhanden sind, welche ohne Verkauf der Nachlah-

gegenstände nicht getilgt oder unter gleichzeitiger Entlassung der Wider¬
sprechenden aus dem Schuldverhältniß nicht von den übrigen übernommen
werden;

3. bei nicht vertretbaren Sachen und Immobilien, wenn die Erben, welche die
Mehrheit der Quoten repräsentiren, den Verkauf beantragen.

8. 15.
Am Schlüsse des 3. alinea ist hinzuzufügen: „nur iu dem Falle, in welchen:

nach dem bestehenden Gesetze eine gerichtliche Bestätigung vorgeschrieben ist".

§. 16.
An Stelle des 1. Nlino», ist zu setzen: „Die öffentliche Zustellung an einen

Betheiligten kann nur durch das Theilungsgericht angeordnet werden".

§- 27.
Hinter die Worte „zu deren Vermögen" sind einzuschalten: „oder Nachlassenschast".

§. 28.
1. In dem aliusg, 1 fällt aus: „1. durch Anheftung an die Gerichtstafel 2.";
2. ebenfo das alinea 2 und
3. die Anfangsworte des 3. alinea: „Anheftung und".

s- 29.

Die Worte: „Anheftung und" werden gestrichen,
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8- 37-

In 5. werden die Worte: „den Inhalt der Verkaufsbedingungenund die
Erwähnung, daß dieselben" ersetzt durch: „die Erwähnung, dah die Verkaufs-
bedingungenbei dem Notar hinterlegt und".

§. 39,
Die Worte: „Anheftung und" fallen aus und anstatt des letzten Wortes:

„müssen" ist: „muß" zu setzen.
§- 40.

Bei Annahme des Antrages II. 2 kommt das aline«, 2. in Wegfall.

§. 44.
Der Art. 822 wird nur in seinem letzten Satze aufgehoben,der Art. 865 nicht,

2. Hoher Landtag wolle dem Ermessender Königlichen Staatsregierung anheimgeben,
daß folgende zusätzliche Bestimmung in dem Gesetzcsentwurfaufgenommenwerde:
I. die Erklärung über den Verzichtauf eine Erbfchaft (Art. 784 V. G -N.),

II. über die Annahme einer Erbschaft nnter der Nechtswohlthat des Inventars
(Art. 793 B. G.-B.),

III. über den Verzichtder Ehefrau auf die Gütergemeinfchaftim Falle des Ablebens
des Ehemannes (Art. 145? B. G.-B.),

IV. ebenso im Falle der Gütertrennuugsklage (Art. 8?4 Nh. C.-Pr.-O.),
V. über die Annahme der Gütergemeinschaft seitens der geschiedenen Ehefrau

(Art. 1463 B. G.-B.),
VI. die Stellung der in den Art. 80? V. G-B. und 992 u. ff. Rh. C.-Pr.-O.

vorgeschriebenen Bürgschaft —
erfolgen auf der Gerichtsschreiberei des Amtsgerichts zu Protokoll des Gerichts¬
schreibers,

VII. die in folgenden Bestimmungen den Landgerichten bezw. den Präsidenten des
Landgerichts übertragenen Entscheidungensollen den Amtsgerichten überwiesen
werden:
1. über die Verlängerung der in dem Art. 145? B. G.-B. vorgesehenenDeli-

bemtionsfrist (Art. 1458 B. G.-B.),
2. über die Verlängerung der im Art. 1463 B. G.-B. vorgesehenenFrist,
3. über die Gestattung des Verkaufes der Nachlaßmobilienim Falle des Art. 796

B.-G.-B. und 986 Nh. C.-Pr.-O.,
4. über die Widersprüchegegen die sud VI. erwähnte Bürgschaft.
Die Zuständigkeitdes Amtgerichts richtet sich in den Fällen I., II., III,, VI,,

VII. 1, 3, 4 nach §. 28, in den Fällen IV., V, VII. 2 nach §. 568 Neichs-C.-Pr.-O.
3. „Hoher Landtag wolle es für nothwendig erklären, daß in Abänderung der §§. 43

uud 45 des Entwurfes das Kostengesetz zugleich mit dem Gesetzesentwnrfdem
Landtage der Monarchie vorgelegtwerde."

Landtags-Marschall: Ich eröffne über diese Antrage des Ausschusses zu dem Gesetz
die Diskussionund gebe dem Herrn AbgeordnetenDietze das Wort.
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